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RICHTLINIE (EU) 2019/770 DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 20. Mai 2019 

über bestimmte vertragsrechtliche Aspekte der Bereitstellung 
digitaler Inhalte und digitaler Dienstleistungen 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

Artikel 1 

Gegenstand und Zweck 

Ziel dieser Richtlinie ist es, zum reibungslosen Funktionieren des Bin­
nenmarktes beizutragen und dabei ein hohes Verbraucherschutzniveau 
herzustellen, indem gemeinsame Vorschriften über bestimmte Anforde­
rungen an zwischen Unternehmern und Verbrauchern geschlossene Ver­
träge über die Bereitstellung digitaler Inhalte oder digitaler Dienstleis­
tungen festgelegt werden, insbesondere die Regelungen über 

— die Vertragsmäßigkeit digitaler Inhalte oder digitaler Dienstleistun­
gen, 

— die Abhilfen bei Vertragswidrigkeit oder nicht erfolgter Bereitstel­
lung und die Art und Weise der Inanspruchnahme dieser Abhilfen, 
und 

— die Änderung digitaler Inhalte oder digitaler Dienstleistungen. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck 

1. „digitale Inhalte“ Daten, die in digitaler Form erstellt und bereit­
gestellt werden; 

2. „digitale Dienstleistungen“ 

a) Dienstleistungen, die dem Verbraucher die Erstellung, Verarbei­
tung oder Speicherung von Daten in digitaler Form oder den 
Zugang zu solchen Daten ermöglichen, oder 

b) Dienstleistungen, die die gemeinsame Nutzung der vom Ver­
braucher oder von anderen Nutzern der entsprechenden Dienst­
leistung in digitaler Form hochgeladenen oder erstellten Daten 
oder sonstige Interaktionen mit diesen Daten ermöglichen; 

3. „Waren mit digitalen Elementen“ bewegliche körperliche Gegen­
stände, die in einer Weise digitale Inhalte oder digitale Dienstleis­
tungen enthalten oder mit ihnen verbunden sind, dass die Waren 
ihre Funktionen ohne diese digitalen Inhalte oder digitalen Dienst­
leistungen nicht erfüllen könnten; 

4. „Integration“ die Verbindung und die Einbindung von digitalen 
Inhalten oder digitalen Dienstleistungen mit den bzw. in die Kom­
ponenten der digitalen Umgebung des Verbrauchers, damit die di­
gitalen Inhalte oder digitalen Dienstleistungen gemäß den in dieser 
Richtlinie festgelegten Anforderungen an die Vertragsmäßigkeit ge­
nutzt werden können; 

▼B
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5. „Unternehmer“ jede natürliche oder juristische Person, unabhängig 
davon, ob letztere öffentlicher oder privater Natur ist, die in Bezug 
auf von dieser Richtlinie erfasste Verträge selbst oder durch eine 
andere Person, die in ihrem Namen oder Auftrag handelt, zu Zwe­
cken handelt, die innerhalb ihrer gewerblichen, geschäftlichen, 
handwerklichen oder beruflichen Tätigkeit liegen; 

6. „Verbraucher“ jede natürliche Person, die in Bezug auf von dieser 
Richtlinie erfasste Verträge zu Zwecken handelt, die außerhalb ihrer 
gewerblichen, geschäftlichen, handwerklichen oder beruflichen Tä­
tigkeit liegen; 

7. „Preis“ Geld oder eine digitale Darstellung eines Werts, das bzw. 
die im Austausch für die Bereitstellung digitaler Inhalte oder digi­
taler Dienstleistungen geschuldet wird; 

8. „personenbezogene Daten“ personenbezogene Daten im Sinne des 
Artikels 4 Nummer 1 der Verordnung (EU) 2016/679; 

9. „digitale Umgebung“ Hardware, Software und Netzverbindungen 
aller Art, die von dem Verbraucher für den Zugang zu oder die 
Nutzung von digitalen Inhalten oder digitalen Dienstleistungen ver­
wendet werden; 

10. „Kompatibilität“ die Fähigkeit digitaler Inhalte oder digitaler 
Dienstleistungen, mit Hardware oder Software zu funktionieren, 
mit der digitale Inhalte oder digitale Dienstleistungen derselben 
Art in der Regel genutzt werden, ohne dass die digitalen Inhalte 
oder digitalen Dienstleistungen konvertiert werden müssen; 

11. „Funktionalität“ die Fähigkeit digitaler Inhalte oder digitaler Dienst­
leistungen, ihre Funktionen ihrem Zweck entsprechend zu erfüllen; 

12. „Interoperabilität“ die Fähigkeit digitaler Inhalte oder digitaler 
Dienstleistungen, mit anderer Hardware oder Software als derjeni­
gen, mit der digitale Inhalte oder digitale Dienstleistungen derselben 
Art in der Regel genutzt werden, zu funktionieren; 

13. „dauerhafter Datenträger“ jedes Medium, das es dem Verbraucher 
oder dem Unternehmer gestattet, an ihn persönlich gerichtete Infor­
mationen derart zu speichern, dass er sie in der Folge für eine für 
die Zwecke der Informationen angemessene Dauer einsehen kann, 
und das die unveränderte Wiedergabe der gespeicherten Informatio­
nen ermöglicht. 

Artikel 3 

Anwendungsbereich 

(1) Diese Richtlinie gilt für alle Verträge, auf deren Grundlage der 
Unternehmer dem Verbraucher digitale Inhalte oder digitale Dienstleis­
tungen bereitstellt oder deren Bereitstellung zusagt und der Verbraucher 
einen Preis zahlt oder dessen Zahlung zusagt. 

▼B
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Diese Richtlinie gilt auch, wenn der Unternehmer dem Verbraucher 
digitale Inhalte oder digitale Dienstleistungen bereitstellt oder deren 
Bereitstellung zusagt und der Verbraucher dem Unternehmer personen­
bezogene Daten bereitstellt oder deren Bereitstellung zusagt, außer in 
Fällen, in denen die vom Verbraucher bereitgestellten personenbezoge­
nen Daten durch den Unternehmer ausschließlich zur Bereitstellung 
digitaler Inhalte oder digitaler Dienstleistungen im Einklang mit dieser 
Richtlinie oder zur Erfüllung von vom Unternehmer einzuhaltenden 
rechtlichen Anforderungen verarbeitet werden und der Unternehmer 
diese Daten zu keinen anderen Zwecken verarbeitet. 

(2) Diese Richtlinie gilt auch, wenn die digitalen Inhalte oder digi­
talen Dienstleistungen nach den Spezifikationen des Verbrauchers ent­
wickelt werden. 

(3) Mit Ausnahme der Artikel 5 und 13 gilt diese Richtlinie auch für 
alle körperlichen Datenträger, die ausschließlich als Träger digitaler 
Inhalte dienen. 

(4) Diese Richtlinie gilt nicht für digitale Inhalte oder digitale Dienst­
leistungen, die im Sinne von Artikel 2 Nummer 3 in Waren enthalten 
oder mit ihnen verbunden sind und gemäß einem diese Waren betref­
fenden Kaufvertrag mit diesen Waren bereitgestellt werden, unabhängig 
davon, ob diese digitalen Inhalte oder digitalen Dienstleistungen vom 
Verkäufer oder von einem Dritten bereitgestellt werden. Bestehen Zwei­
fel, ob die Bereitstellung in einer Ware enthaltener oder mit ihr ver­
bundener digitaler Inhalte oder in ihr enthaltener oder mit ihr verbun­
dener digitaler Dienstleistungen Bestandteil des Kaufvertrags ist, so 
wird vermutet, dass die digitalen Inhalte oder digitalen Dienstleistungen 
vom Kaufvertrag umfasst sind. 

(5) Diese Richtlinie gilt nicht für Verträge, die Folgendes zum Ge­
genstand haben: 

a) die Erbringung von Dienstleistungen, die keine digitalen Dienstleis­
tungen sind, unabhängig davon, ob der Unternehmer digitale Formen 
oder Mittel einsetzt, um das Ergebnis der Dienstleistung zu generie­
ren oder es dem Verbraucher zu liefern oder zu übermitteln; 

b) elektronische Kommunikationsdienste im Sinne des Artikels 2 Num­
mer 4 der Richtlinie (EU) 2018/1972, ausgenommen nummernunab­
hängige interpersonelle Kommunikationsdienste im Sinne des Arti­
kels 2 Nummer 7 der genannten Richtlinie; 

c) Gesundheitsdienstleistungen im Sinne des Artikels 3 Buchstabe a der 
Richtlinie 2011/24/EU; 

d) elektronisch oder mit jeder anderen Technologie, die eine Kommuni­
kation ermöglicht, und auf individuellen Abruf eines Empfängers 
erbrachte Glücksspieldienstleistungen, also Dienstleistungen, die bei 
Glücksspielen wie Lotterien, Kasinospielen, Pokerspielen und Wet­
ten, einschließlich Spielen, die eine gewisse Geschicklichkeit voraus­
setzen, einen geldwerten Einsatz erfordern; 

e) Finanzdienstleistungen im Sinne des Artikels 2 Buchstabe b der 
Richtlinie 2002/65/EG; 

f) Software, die der Unternehmer im Rahmen einer freien und quell­
offenen Lizenz anbietet, sofern der Verbraucher keinen Preis zahlt 
und die vom Verbraucher bereitgestellten personenbezogenen Daten 
durch den Unternehmer ausschließlich ►C1 zur Verbesserung der 
Sicherheit, der Kompatibilität oder der Interoperabilität dieser spe­
ziellen Software verarbeitet werden; ◄ 

▼B
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g) die Bereitstellung digitaler Inhalte, wenn die digitalen Inhalte der 
Öffentlichkeit auf eine andere Weise als durch Signalübermittlung 
als Teil einer Darbietung oder Veranstaltung, wie einer digitalen 
Kinovorführung, zugänglich gemacht werden; 

h) digitale Inhalte, die gemäß der Richtlinie 2003/98/EG des Europäi­
schen Parlaments und des Rates ( 1 ) von öffentlichen Stellen der Mit­
gliedstaaten bereitgestellt werden. 

(6) Unbeschadet des Absatzes 4 dieses Artikels gilt diese Richtlinie 
bei einem einzigen Vertrag zwischen demselben Unternehmer und dem­
selben Verbraucher, der in einem Paket neben der Bereitstellung digi­
taler Inhalte oder Dienstleistungen Elemente der Bereitstellung anderer 
Dienstleistungen oder Waren enthält, nur für die Elemente des Vertrags, 
die die digitalen Inhalte bzw. Dienstleistungen betreffen. 

Artikel 19 der vorliegenden Richtlinie gilt nicht, wenn ein Paket im 
Sinne der Richtlinie (EU) 2018/1972 Elemente eines Internetzugangs­
dienstes im Sinne des Artikels 2 Nummer 2 der Verordnung (EU) 
2015/2120 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 2 ) oder num­
merngebundener interpersoneller Kommunikationsdienste im Sinne des 
Artikels 2 Nummer 6 der Richtlinie (EU) 2018/1972 umfasst. 

Unbeschadet des Artikels 107 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2018/1972 
werden die Auswirkungen, die die Beendigung eines Elements eines 
Paketvertrags auf die übrigen Elemente des Paketvertrags haben kann, 
vom nationalen Recht geregelt. 

(7) Kollidiert eine Bestimmung dieser Richtlinie mit einer Bestim­
mung eines anderen Unionsrechtsakts, der einen bestimmten Sektor oder 
Gegenstand regelt, so hat die Bestimmung dieses anderen Unionsrechts­
akts Vorrang vor dieser Richtlinie. 

(8) Das Unionsrecht betreffend den Schutz personenbezogener Daten 
gilt für alle personenbezogenen Daten, die im Zusammenhang mit Ver­
trägen gemäß Absatz 1 verarbeitet werden. 

Insbesondere lässt diese Richtlinie die Verordnung (EU) 2016/679 und 
die Richtlinie 2002/58/EG unberührt. Im Fall von Widersprüchen zwi­
schen Bestimmungen dieser Richtlinie und dem Unionsrecht zum 
Schutz personenbezogener Daten ist letzteres maßgeblich. 

(9) Diese Richtlinie lässt das Unionsrecht und das nationale Recht 
auf dem Gebiet des Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte, 
einschließlich der Richtlinie 2001/29/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates ( 3 ), unberührt. 

▼B 

( 1 ) Richtlinie 2003/98/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
17. November 2003 über die Weiterverwendung von Informationen des öf­
fentlichen Sektors (ABl. L 345 vom 31.12.2003, S. 90). 

( 2 ) Verordnung (EU) 2015/2120 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 25. November 2015 über Maßnahmen zum Zugang zum offenen Internet 
und zu Endkundenentgelten für regulierte intra-EU-Kommunikation sowie zur 
Änderung der Richtlinie 2002/22/EG und der Verordnung (EU) Nr. 531/2012 
(ABl. L 310 vom 26.11.2015, S. 1). 

( 3 ) Richtlinie 2001/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
22. Mai 2001 zur Harmonisierung bestimmter Aspekte des Urheberrechts 
und der verwandten Schutzrechte in der Informationsgesellschaft (ABl. L 167 
vom 22.6.2001, S. 10).
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(10) Diese Richtlinie lässt die Freiheit der Mitgliedstaaten zur Rege­
lung von Aspekten des allgemeinen Vertragsrechts, wie der Bestimmun­
gen über das Zustandekommen, die Wirksamkeit, die Nichtigkeit oder 
die Wirkungen eines Vertrags einschließlich der Folgen der Vertrags­
beendigung, soweit diese Aspekte nicht in dieser Richtlinie geregelt 
werden, oder zur Regelung des Rechts auf Schadensersatz unberührt. 

Artikel 4 

Grad der Harmonisierung 

Sofern in dieser Richtlinie nichts anderes bestimmt ist, dürfen die Mit­
gliedstaaten in ihrem nationalen Recht keine von den Bestimmungen 
dieser Richtlinie abweichenden Vorschriften aufrechterhalten oder ein­
führen; dies gilt auch für strengere oder weniger strenge Vorschriften 
zur Gewährleistung eines anderen Verbraucherschutzniveaus. 

Artikel 5 

Bereitstellung der digitalen Inhalte oder digitaler Dienstleistungen 

(1) Der Unternehmer stellt die digitalen Inhalte oder digitalen Dienst­
leistungen dem Verbraucher bereit. Sofern die Parteien nichts anderes 
vereinbart haben, stellt der Unternehmer die digitalen Inhalte oder digi­
talen Dienstleistungen nach Vertragsschluss unverzüglich bereit. 

(2) Der Unternehmer hat die Verpflichtung zur Bereitstellung erfüllt, 
sobald 

a) die digitalen Inhalte oder jedes Mittel, die/das für den Zugang zu den 
digitalen Inhalten oder deren Herunterladen geeignet ist, dem Ver­
braucher oder einer von ihm zu diesem Zweck bestimmten körper­
lichen oder virtuellen Einrichtung zur Verfügung gestellt oder zu­
gänglich gemacht worden ist; 

b) die digitale Dienstleistung dem Verbraucher oder einer von ihm zu 
diesem Zweck bestimmten körperlichen oder virtuellen Einrichtung 
zugänglich gemacht worden ist. 

Artikel 6 

Vertragsmäßigkeit der digitalen Inhalte oder digitalen 
Dienstleistungen 

Der Unternehmer stellt dem Verbraucher digitale Inhalte oder digitale 
Dienstleistungen bereit, die unbeschadet des Artikels 10 und soweit 
jeweils anwendbar, die Anforderungen der Artikel 7, 8 und 9 erfüllen. 

Artikel 7 

Subjektive Anforderungen an die Vertragsmäßigkeit 

Die digitalen Inhalte oder digitalen Dienstleistungen sind vertrags­
gemäß, wenn sie, soweit zutreffend, insbesondere 

a) hinsichtlich der Beschreibung, Quantität und Qualität, der Funktio­
nalität, der Kompatibilität, der Interoperabilität und sonstiger Merk­
male den Anforderungen entsprechen, die sich aus dem Vertrag 
ergeben; 

▼B
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b) sich für einen bestimmten vom Verbraucher angestrebten Zweck 
eignen, den der Verbraucher dem Unternehmer spätestens bei Ver­
tragsschluss zur Kenntnis gebracht hat und dem der Unternehmer 
zugestimmt hat; 

c) den Anforderungen des Vertrags entsprechend mit sämtlichem Zu­
behör, sämtlichen Anleitungen — einschließlich zur Installation — 
und Kundendienst bereitgestellt werden und 

d) wie im Vertrag bestimmt aktualisiert werden. 

Artikel 8 

Objektive Anforderungen an die Vertragsmäßigkeit 

(1) Zusätzlich zur Einhaltung der subjektiven Anforderungen an die 
Vertragsmäßigkeit müssen die digitalen Inhalte oder digitalen Dienst­
leistungen 

a) sich für die Zwecke eignen, für die digitale Inhalte oder digitale 
Dienstleistungen derselben Art in der Regel genutzt werden, soweit 
anwendbar unter Berücksichtigung des geltenden Unions- und na­
tionalen Rechts, technischer Normen oder, in Ermangelung solcher 
technischer Normen, anwendbarer sektorspezifischer Verhaltenskodi­
zes; 

b) der Quantität, den Eigenschaften und den Leistungsmerkmalen — 
darunter Funktionalität, Kompatibilität, Zugänglichkeit, Kontinuität 
und Sicherheit — entsprechen, die bei digitalen Inhalten oder digi­
talen Dienstleistungen derselben Art üblich sind und die der Ver­
braucher aufgrund der Art der digitalen Inhalte oder digitalen Dienst­
leistungen und unter Berücksichtigung öffentlicher Erklärungen, die 
von dem Unternehmer oder anderen Personen in vorhergehenden 
Gliedern der Vertragskette oder in deren Namen insbesondere in 
der Werbung oder auf dem Etikett abgegeben werden, vernünftiger­
weise erwarten kann, es sei denn, der Unternehmer weist nach, dass 

i) der Unternehmer die betreffende öffentliche Erklärung nicht 
kannte und vernünftigerweise nicht kennen konnte, 

ii) die öffentliche Erklärung bis zum Zeitpunkt des Vertragsschlus­
ses in derselben oder einer vergleichbaren Weise wie jener, in 
der sie abgegeben wurde, berichtigt worden ist, oder 

iii) die Entscheidung, die digitalen Inhalte oder digitalen Dienstleis­
tungen zu erwerben, nicht durch die öffentliche Erklärung beein­
flusst worden sein konnte; 

c) soweit zutreffend mit dem Zubehör und den Anleitungen, deren 
Erhalt der Verbraucher vernünftigerweise erwarten kann, bereit­
gestellt werden und 

d) der durch den Unternehmer vor Vertragsschluss zur Verfügung ge­
stellten Testversion oder Voranzeige der digitalen Inhalte oder digi­
talen Dienstleistungen entsprechen. 

(2) Der Unternehmer stellt sicher, dass der Verbraucher über Aktua­
lisierungen, einschließlich Sicherheitsaktualisierungen, die für den Erhalt 
der Vertragsmäßigkeit der digitalen Inhalte und digitalen Dienstleistun­
gen erforderlich sind, informiert wird und dass diese ihm bereitgestellt 
werden, und zwar während des Zeitraums, 

▼B
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a) in dem die digitalen Inhalte oder digitalen Dienstleistungen im Rah­
men des Vertrags bereitzustellen sind, wenn der Vertrag eine fort­
laufende Bereitstellung über einen Zeitraum vorsieht, oder 

b) den der Verbraucher aufgrund der Art und des Zwecks ►C1 der 
digitalen Inhalte oder digitalen Dienstleistungen und ◄ unter Be­
rücksichtigung der Umstände und der Art des Vertrags vernünftiger­
weise erwarten kann, wenn der Vertrag eine einmalige Bereitstellung 
oder eine Reihe einzelner Bereitstellungen vorsieht. 

(3) Installiert der Verbraucher Aktualisierungen, die ihm vom Unter­
nehmer in Übereinstimmung mit Absatz 2 bereitgestellt wurden, nicht 
innerhalb einer angemessenen Frist, so haftet der Unternehmer nicht für 
eine etwaige Vertragswidrigkeit, die allein auf das Fehlen der entspre­
chenden Aktualisierung zurückzuführen ist, sofern 

a) der Unternehmer den Verbraucher über die Verfügbarkeit der Ak­
tualisierung und darüber, welche Folgen es hat, wenn der Verbrau­
cher diese nicht installiert, informiert hat und 

b) die Tatsache, dass der Verbraucher die Aktualisierung nicht oder 
unsachgemäß installiert hat, nicht auf eine vom Unternehmer bereit­
gestellte mangelhafte Installationsanleitung zurückzuführen ist. 

(4) Sieht ein Vertrag die fortlaufende Bereitstellung digitaler Inhalte 
oder digitaler Dienstleistungen über einen Zeitraum vor, so müssen die 
digitalen Inhalte oder digitalen Dienstleistungen während des gesamten 
Zeitraums vertragsgemäß sein. 

(5) Es liegt keine Vertragswidrigkeit im Sinne der Absätze 1 oder 2 
vor, wenn der Verbraucher zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses eigens 
darüber in Kenntnis gesetzt wurde, dass ein bestimmtes Merkmal der 
digitalen Inhalte oder digitalen Dienstleistungen von den in den Absät­
zen 1 und 2 vorgesehenen objektiven Anforderungen an die Vertrags­
mäßigkeit abweicht, und er bei Vertragsschluss diese Abweichung aus­
drücklich und gesondert akzeptiert hat. 

(6) Sofern die Vertragsparteien nichts anderes vereinbart haben, müs­
sen digitale Inhalte oder digitale Dienstleistungen in der zum Zeitpunkt 
des Vertragsschlusses neuesten verfügbaren Version bereitgestellt 
werden. 

Artikel 9 

Unsachgemäße Integration der digitalen Inhalte oder digitalen 
Dienstleistungen 

Jede durch die unsachgemäße Integration der digitalen Inhalte oder 
digitalen Dienstleistungen in die digitale Umgebung des Verbrauchers 
verursachte Vertragswidrigkeit ist als Vertragswidrigkeit der digitalen 
Inhalte oder digitalen Dienstleistungen anzusehen, wenn 

a) die digitalen Inhalte oder digitalen Dienstleistungen vom Unterneh­
mer oder unter seiner Verantwortung integriert wurden oder 

b) die digitalen Inhalte oder digitalen Dienstleistungen vom Verbrau­
cher zu integrieren waren und die unsachgemäße Integration auf eine 
mangelhafte, vom Unternehmer bereitgestellte Anleitung zurück­
zuführen ist. 

▼B
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Artikel 10 

Rechte Dritter 

Wenn eine Beschränkung, die sich aus der Verletzung von Rechten 
Dritter — insbesondere von Rechten des geistigen Eigentums — ergibt, 
die Nutzung der digitalen Inhalte oder digitalen Dienstleistungen im 
Sinne der Artikel 7 und 8 verhindert oder einschränkt, stellen die Mit­
gliedstaaten sicher, dass der Verbraucher Anspruch auf die Abhilfen bei 
Vertragswidrigkeit gemäß Artikel 14 hat, es sei denn, im nationalen 
Recht ist in solchen Fällen die Nichtigkeit oder Aufhebung des Vertrags 
über die Bereitstellung digitaler Inhalte oder digitaler Dienstleistungen 
vorgesehen. 

Artikel 11 

Haftung des Unternehmers 

(1) Der Unternehmer haftet für jede nicht in Übereinstimmung mit 
Artikel 5 erfolgte Bereitstellung der digitalen Inhalte oder Dienstleis­
tungen. 

(2) Sieht ein Vertrag eine einmalige Bereitstellung oder eine Reihe 
einzelner Bereitstellungen vor, so haftet der Unternehmer unbeschadet 
des Artikels 8 Absatz 2 Buchstabe b für jede Vertragswidrigkeit im 
Sinne der Artikel 7, 8 und 9, die zum Zeitpunkt der Bereitstellung 
besteht. 

Ist der Unternehmer gemäß dem nationalen Recht nur für Vertragswid­
rigkeiten haftbar, die innerhalb eines bestimmten Zeitraums nach der 
Bereitstellung offenbar werden, so beträgt dieser Zeitraum unbeschadet 
des Artikels 8 Absatz 2 Buchstabe b nicht weniger als zwei Jahre ab 
dem Zeitpunkt der Bereitstellung. 

Unterliegen die Ansprüche nach Artikel 14 gemäß dem nationalen 
Recht unter anderem oder ausschließlich einer Verjährungsfrist, so stel­
len die Mitgliedstaaten sicher, dass es diese Verjährungsfrist dem Ver­
braucher ermöglicht, die Abhilfen nach Artikel 14 bei einer Vertrags­
widrigkeit, die zu dem in Unterabsatz 1 genannten Zeitpunkt besteht 
und innerhalb des in Unterabsatz 2 genannten Zeitraums offenbar wird, 
in Anspruch zu nehmen. 

(3) Sieht ein Vertrag eine fortlaufende Bereitstellung über einen Zeit­
raum vor, so haftet der Unternehmer für eine Vertragswidrigkeit im 
Sinne der Artikel 7, 8 und 9, die während des Zeitraums, in dem die 
digitalen Inhalte oder Dienstleistungen aufgrund des Vertrags bereit­
zustellen sind, eintritt oder offenbar wird. 

Unterliegen die Ansprüche nach Artikel 14 gemäß dem nationalen 
Recht unter anderem oder ausschließlich einer Verjährungsfrist, so stel­
len die Mitgliedstaaten sicher, dass es diese Verjährungsfrist den Ver­
brauchern ermöglicht, die Abhilfen nach Artikel 14 bei einer Vertrags­
widrigkeit, die während des in Unterabsatz 1 genannten Zeitraums ein­
tritt oder offenbar wird, in Anspruch zu nehmen. 

Artikel 12 

Beweislast 

(1) Die Beweislast dafür, dass die digitalen Inhalte oder digitalen 
Dienstleistungen im Einklang mit Artikel 5 bereitgestellt wurden, trägt 
der Unternehmer. 

▼B
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(2) In den Fällen nach Artikel 11 Absatz 2 trägt der Unternehmer bei 
einer Vertragswidrigkeit, die innerhalb eines Jahres nach Bereitstellung 
der digitalen Inhalte oder digitalen Dienstleistungen offenbar wird, die 
Beweislast dafür, dass die digitalen Inhalte oder digitalen Dienstleistun­
gen zu dem Zeitpunkt der Bereitstellung in vertragsgemäßem Zustand 
waren. 

(3) In den Fällen nach Artikel 11 Absatz 3 trägt der Unternehmer für 
eine Vertragswidrigkeit, die während des Zeitraums, in dem die digita­
len Inhalte oder digitalen Dienstleistungen im Rahmen des Vertrags 
bereitzustellen sind, offenbar wird, die Beweislast dafür, dass die digi­
talen Inhalte oder digitalen Dienstleistungen während dieses Zeitraums 
in vertragsgemäßem Zustand waren. 

(4) Die Absätze 2 und 3 finden keine Anwendung, wenn der Unter­
nehmer nachweist, dass die digitale Umgebung des Verbrauchers in 
Bezug auf die technischen Anforderungen der digitalen Inhalte oder 
digitalen Dienstleistungen nicht kompatibel ist, und wenn er den Ver­
braucher vor Vertragsschluss in klarer und verständlicher Weise von 
diesen Anforderungen in Kenntnis gesetzt hat. 

(5) Der Verbraucher arbeitet mit dem Unternehmer zusammen, so­
weit dies vernünftigerweise notwendig und möglich ist, um festzustel­
len, ob die Ursache für die Vertragswidrigkeit der digitalen Inhalte oder 
Dienstleistungen zu dem in Artikel 11 Absatz 2 oder Absatz 3 genann­
ten Zeitpunkt in der digitalen Umgebung des Verbrauchers lag. Die 
Pflicht zur Zusammenarbeit ist auf die technisch verfügbaren Mittel 
beschränkt, die für den Verbraucher den geringsten Eingriff darstellen. 
Kommt der Verbraucher seiner Pflicht zur Zusammenarbeit nicht nach 
und hat der Unternehmer den Verbraucher vor Vertragsschluss in klarer 
und verständlicher Weise von dieser Pflicht in Kenntnis gesetzt, trägt 
der Verbraucher die Beweislast dafür, dass die Vertragswidrigkeit zu 
dem in Artikel 11 Absatz 2 bzw. 3 genannten Zeitpunkt vorlag. 

Artikel 13 

Abhilfe bei nicht erfolgter Bereitstellung 

(1) Hat der Unternehmer die digitalen Inhalte oder digitalen Dienst­
leistungen nicht gemäß Artikel 5 bereitgestellt, so fordert der Verbrau­
cher den Unternehmer auf, die digitalen Inhalte oder Dienstleistungen 
bereitzustellen. Versäumt es der Unternehmer daraufhin, die digitalen 
Inhalte oder Dienstleistungen unverzüglich oder innerhalb einer aus­
drücklich zwischen den Vertragsparteien vereinbarten zusätzlichen Frist 
bereitzustellen, so ist der Verbraucher zur Beendigung des Vertrags 
berechtigt. 

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung und der Verbraucher ist zur 
sofortigen Beendigung des Vertrags berechtigt, wenn 

a) der Unternehmer erklärt hat oder aus den Umständen eindeutig zu 
erkennen ist, dass er die digitalen Inhalte oder Dienstleistungen nicht 
bereitstellen wird; 

b) der Verbraucher und der Unternehmer vereinbart haben oder aus den 
den Vertragsschluss begleitenden Umständen eindeutig zu erkennen 
ist, dass für den Verbraucher ein bestimmter Zeitpunkt für die Bereit­
stellung von wesentlicher Bedeutung ist, und der Unternehmer es 
versäumt, die digitalen Inhalte oder Dienstleistungen bis zu oder 
zu diesem Zeitpunkt bereitzustellen. 

▼B
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(3) Beendet der Verbraucher den Vertrag gemäß Absatz 1 oder Ab­
satz 2 des vorliegenden Artikels, so finden die Artikel 15 bis 18 ent­
sprechend Anwendung. 

Artikel 14 

Abhilfen bei Vertragswidrigkeit 

(1) Bei Vertragswidrigkeit hat der Verbraucher unter den in diesem 
Artikel genannten Bedingungen Anspruch auf Herstellung des vertrags­
gemäßen Zustands der digitalen Inhalte oder digitalen Dienstleistungen, 
auf eine anteilmäßige Preisminderung oder auf Beendigung des Ver­
trags. 

(2) Der Verbraucher hat Anspruch auf Herstellung des vertragsgemä­
ßen Zustands der digitalen Inhalte oder digitalen Dienstleistungen, es sei 
denn, dies wäre unmöglich oder würde dem Unternehmer Kosten ver­
ursachen, die unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls 
unverhältnismäßig wären; zu diesen Umständen zählt Folgendes: 

a) der Wert, den die digitalen Inhalte oder digitalen Dienstleistungen 
hätten, wenn keine Vertragswidrigkeit vorläge, und 

▼C1 
b) die Bedeutung der Vertragswidrigkeit. 

▼B 
(3) Der Unternehmer hat den vertragsgemäßen Zustand der digitalen 
Inhalte oder digitalen Dienstleistungen gemäß Absatz 2 innerhalb einer 
angemessenen Frist, nachdem er vom Verbraucher von der Vertrags­
widrigkeit in Kenntnis gesetzt wurde, ►C1 unentgeltlich ◄ und ohne 
erhebliche Unannehmlichkeiten für den Verbraucher herzustellen, wobei 
die Art der digitalen Inhalte oder digitalen Dienstleistungen und der 
Zweck, für den der Verbraucher die digitalen Inhalte oder digitalen 
Dienstleistungen benötigt, zu berücksichtigen sind. 

(4) Der Verbraucher hat Anspruch entweder auf eine anteilmäßige 
Minderung des Preises gemäß Absatz 5, wenn die digitalen Inhalte 
oder digitalen Dienstleistungen gegen Zahlung eines Preises bereit­
gestellt werden, oder auf Beendigung des Vertrags gemäß Absatz 6, 
wenn einer der folgenden Fälle vorliegt: 

a) Die Herstellung des vertragsgemäßen Zustands der digitalen Inhalte 
oder digitalen Dienstleistungen ist gemäß Absatz 2 unmöglich oder 
unverhältnismäßig; 

b) der Unternehmer hat den vertragsgemäßen Zustand der digitalen 
Inhalte oder digitalen Dienstleistungen nicht gemäß Absatz 3 
hergestellt; 

c) eine Vertragswidrigkeit tritt trotz des Versuchs des Unternehmers 
ein, den vertragsgemäßen Zustand der digitalen Inhalte oder digitalen 
Dienstleistungen herzustellen; 

d) die Vertragswidrigkeit ist derart schwerwiegend, dass eine sofortige 
Preisminderung oder Beendigung des Vertrags gerechtfertigt ist; oder 

e) der Unternehmer hat erklärt oder es ist klar aus den Umständen zu 
erkennen, dass er den vertragsgemäßen Zustand der digitalen Inhalte 
oder digitalen Dienstleistungen nicht innerhalb einer angemessenen 
Frist bzw. nicht ohne erhebliche Unannehmlichkeiten für den Ver­
braucher herstellen wird. 

(5) Die Preisminderung bemisst sich nach dem Verhältnis, in dem 
der verminderte Wert der dem Verbraucher bereitgestellten digitalen 
Inhalte oder digitalen Dienstleistungen zu dem Wert steht, den die 
digitalen Inhalte oder digitalen Dienstleistungen gehabt hätten, wenn 
sie vertragsgemäß gewesen wären. 

▼B
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Ist in dem Vertrag festgelegt, dass die digitalen Inhalte oder digitalen 
Dienstleistungen über einen Zeitraum gegen Zahlung eines Preises be­
reitgestellt werden, so gilt die Preisminderung für den Zeitraum, in dem 
die digitalen Inhalte oder digitalen Dienstleistungen nicht in vertrags­
gemäßem Zustand waren. 

(6) Wurden die digitalen Inhalte oder digitalen Dienstleistungen ge­
gen Zahlung eines Preises bereitgestellt, so ist der Verbraucher nur dann 
berechtigt, den Vertrag zu beenden, wenn die Vertragswidrigkeit nicht 
geringfügig ist. Der Unternehmer trägt die Beweislast dafür, dass die 
Vertragswidrigkeit geringfügig ist. 

Artikel 15 

Ausübung des Rechts auf Beendigung des Vertrags 

Der Verbraucher übt sein Recht auf Vertragsbeendigung durch eine 
Erklärung an den Unternehmer aus, die seinen Entschluss zur Vertrags­
beendigung zum Ausdruck bringt. 

Artikel 16 

Pflichten des Unternehmers im Fall der Beendigung des Vertrags 

(1) Im Fall der Beendigung des Vertrags hat der Unternehmer dem 
Verbraucher alle im Rahmen des Vertrags gezahlten Beträge zurück­
zuerstatten. 

►C1 In Fällen, in denen der Vertrag die Bereitstellung der digitalen 
Inhalte oder digitalen Dienstleistungen gegen Zahlung eines Preises und 
über einen Zeitraum vorsieht ◄ und in denen die digitalen Inhalte oder 
digitalen Dienstleistungen während eines Zeitraums vor der Beendigung 
des Vertrags in vertragsgemäßem Zustand waren, hat der Unternehmer 
dem Verbraucher jedoch nur den Anteil des gezahlten Preises zurück­
zuerstatten, der dem Zeitraum entspricht, in dem die digitalen Inhalte 
oder digitalen Dienstleistungen nicht in vertragsgemäßem Zustand wa­
ren, sowie gegebenenfalls den Teil des Preises, den der Verbraucher im 
Voraus für den verbleibenden Zeitraum des Vertrags — wenn dieser 
nicht beendet worden wäre — gezahlt hat. 

(2) In Bezug auf personenbezogene Daten des Verbrauchers hat der 
Unternehmer die gemäß der Verordnung (EU) 2016/679 geltenden Ver­
pflichtungen einzuhalten. 

(3) Der Unternehmer darf Inhalte, die nicht personenbezogene Daten 
sind, und die vom Verbraucher bei der Nutzung der vom Unternehmer 
bereitgestellten digitalen Inhalte oder digitalen Dienstleistungen bereit­
gestellt oder erstellt wurden, nicht verwenden, es sei denn, diese Inhalte 

a) haben außerhalb des Kontextes der von dem Unternehmer bereit­
gestellten digitalen Inhalte oder digitalen Dienstleistungen keinen 
Nutzen, 

b) hängen ausschließlich mit der Nutzung der von dem Unternehmer 
bereitgestellten digitalen Inhalte oder digitalen Dienstleistungen 
durch den Verbraucher zusammen, 

c) wurden vom Unternehmer mit anderen Daten aggregiert und können 
nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand disaggregiert wer­
den oder 

d) wurden vom Verbraucher gemeinsam mit anderen erzeugt, und an­
dere Verbraucher können die Inhalte weiterhin nutzen. 

▼B
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(4) Mit Ausnahme der in Absatz 3 Buchstaben a, b oder c genannten 
Fälle stellt der Unternehmer dem Verbraucher auf dessen Ersuchen alle 
Inhalte, ►C1 die nicht personenbezogene Daten sind, bereit, welche ◄ 
vom Verbraucher bei der Nutzung der vom Unternehmer bereitgestellten 
digitalen Inhalte oder digitalen Dienstleistungen bereitgestellt oder er­
stellt wurden. 

Der Verbraucher ist berechtigt, diese digitalen Inhalte 
►C1 unentgeltlich ◄, ohne Behinderung durch den Unternehmer, in­
nerhalb einer angemessenen Frist und in einem allgemein gebräuchli­
chen und maschinenlesbaren Format wiederzuerlangen. 

(5) Der Unternehmer darf jede weitere Nutzung der digitalen Inhalte 
oder digitalen Dienstleistungen durch den Verbraucher unterbinden, ins­
besondere indem er unbeschadet des Absatzes 4 den Zugang des Ver­
brauchers zu den digitalen Inhalten oder digitalen Dienstleistungen oder 
das Nutzerkonto des Verbrauchers sperrt. 

Artikel 17 

Pflichten des Verbrauchers im Fall der Beendigung des Vertrags 

(1) Nach Beendigung des Vertrags hat der Verbraucher die Nutzung 
der digitalen Inhalte bzw. digitalen Dienstleistungen sowie deren Zur­
verfügungstellung an Dritte zu unterlassen. 

(2) Sofern die digitalen Inhalte auf einem körperlichen Datenträger 
bereitgestellt wurden, hat der Verbraucher auf Aufforderung und auf 
Kosten des Unternehmers den körperlichen Datenträger dem Unterneh­
mer unverzüglich zurückzusenden. Beschließt der Unternehmer, die 
Rückgabe des körperlichen Datenträgers zu fordern, so muss diese Auf­
forderung innerhalb von 14 Tagen ab dem Tag erfolgen, an dem der 
Unternehmer über den Entschluss des Verbrauchers, den Vertrag zu 
beenden, in Kenntnis gesetzt wurde. 

(3) Der Verbraucher ist für die Nutzung der digitalen Inhalte oder 
digitalen Dienstleistungen vor Beendigung des Vertrags in dem Zeit­
raum, in dem die digitalen Inhalte oder digitalen Dienstleistungen nicht 
in vertragsgemäßem Zustand waren, nicht zahlungspflichtig. 

Artikel 18 

Fristen und Zahlungsmittel für die Erstattung durch den 
Unternehmer 

(1) Jede Erstattung, die der Unternehmer dem Verbraucher gemäß 
Artikel 14 Absatz 4 und 5 oder gemäß Artikel 16 Absatz 1 aufgrund 
einer Preisminderung oder der Beendigung des Vertrags schuldet, hat 
unverzüglich und in jedem Fall innerhalb von 14 Tagen ab dem Tag, an 
dem der Unternehmer über den Entschluss des Verbrauchers, sein Recht 
auf eine Preisminderung oder auf Beendigung des Vertrags in Anspruch 
zu nehmen, in Kenntnis gesetzt wurde, zu erfolgen. 

(2) Der Unternehmer nimmt die Erstattung unter Verwendung der 
gleichen Zahlungsmittel vor, die der Verbraucher zur Zahlung der digi­
talen Inhalte oder digitalen Dienstleistungen verwendet hat, es sei denn, 
der Verbraucher stimmt ausdrücklich einer anderslautenden Verein­
barung zu, und vorausgesetzt, dass für den Verbraucher infolge einer 
solchen Erstattung keine Gebühren anfallen. 

(3) Der Unternehmer berechnet dem Verbraucher für die Erstattung 
keine Gebühr. 

▼B
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Artikel 19 

Änderung der digitalen Inhalte oder digitalen Dienstleistungen 

(1) Über das zur Erhaltung der Vertragsmäßigkeit der digitalen In­
halte oder digitalen Dienstleistungen gemäß den Artikeln 7 und 8 er­
forderliche Maß hinausgehende Änderungen der digitalen Inhalte oder 
digitalen Dienstleistungen, die dem Vertrag zufolge dem Verbraucher 
während eines Zeitraums bereitzustellen oder zugänglich zu machen 
sind, können vom Unternehmer vorgenommen werden, wenn die fol­
genden Bedingungen erfüllt sind: 

a) Der Vertrag gestattet eine solche Änderung und enthält einen trifti­
gen Grund dafür; 

b) die Änderung ist für den Verbraucher nicht mit zusätzlichen Kosten 
verbunden; 

c) der Verbraucher wird in klarer und verständlicher Weise von der 
Änderung in Kenntnis gesetzt und 

d) in den in Absatz 2 genannten Fällen wird der Verbraucher innerhalb 
einer angemessenen Frist im Voraus mittels eines dauerhaften Daten­
trägers über Merkmale und Zeitpunkt der Änderung und über sein 
Recht, den Vertrag gemäß Absatz 2 zu beenden, oder über die 
Möglichkeit, die digitalen Inhalte oder digitalen Dienstleistungen 
gemäß Absatz 4 unverändert beizubehalten, unterrichtet. 

(2) Der Verbraucher ist berechtigt, den Vertrag zu beenden, falls 
durch die Änderung der Zugang des Verbrauchers zu den digitalen 
Inhalten oder digitalen Dienstleistungen oder deren Nutzung durch 
den Verbraucher beeinträchtigt wird, es sei denn, diese Beeinträchtigung 
ist nur geringfügig. In diesem Fall ist der Verbraucher berechtigt, den 
Vertrag innerhalb von 30 Tagen nach Eingang der Information oder 
nach dem Zeitpunkt ►C1 unentgeltlich ◄ zu beenden, zu dem die 
digitalen Inhalte oder digitalen Dienstleistungen vom Unternehmer ge­
ändert wurden, je nachdem, welcher Zeitpunkt der spätere ist. 

(3) Beendet der Verbraucher den Vertrag auf der Grundlage von 
Absatz 2 dieses Artikels, so gelten die Artikel 15 bis 18 entsprechend. 

(4) Die Absätze 2 und 3 des vorliegenden Artikels finden keine 
Anwendung, wenn der Unternehmer dem Verbraucher ermöglicht hat, 
die digitalen Inhalte oder digitalen Dienstleistungen ohne zusätzliche 
Kosten unverändert beizubehalten, und wenn die Vertragsmäßigkeit 
der digitalen Inhalte oder digitalen Dienstleistungen gewahrt bleibt. 

Artikel 20 

Rückgriffsansprüche 

Haftet der Unternehmer dem Verbraucher für die nicht erfolgte oder die 
nicht vertragsgemäße Bereitstellung digitaler Inhalte oder digitaler 
Dienstleistungen infolge eines Handelns oder Unterlassens einer Person 
in vorhergehenden Gliedern der Vertragskette, ist der Unternehmer be­
rechtigt, den oder die innerhalb der gewerblichen Vertragskette Haften­
den in Regress zu nehmen. Welche Person der Unternehmer in Regress 
nehmen kann, sowie die diesbezüglichen Maßnahmen und Bedingungen 
für die Geltendmachung der Rückgriffsansprüche bestimmt das natio­
nale Recht. 

▼B
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Artikel 21 

Rechtsdurchsetzung 

(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass angemessene und wirk­
same Mittel vorhanden sind, mit denen die Einhaltung dieser Richtlinie 
sichergestellt wird. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Mittel schließen Vorschriften ein, 
nach denen eine oder mehrere der folgenden nach den nationalen 
Rechtsvorschriften bestimmten Einrichtungen die Gerichte oder die zu­
ständigen Verwaltungsbehörden nach Maßgabe des jeweiligen nationa­
len Rechts anrufen können, um die Anwendung der nationalen Vor­
schriften zur Umsetzung dieser Richtlinie sicherzustellen: 

a) öffentliche Einrichtungen oder ihre Vertreter, 

b) Verbraucherverbände, die ein berechtigtes Interesse am Schutz der 
Verbraucher haben, 

c) Berufsverbände, die ein berechtigtes Interesse daran haben, tätig zu 
werden, 

d) Einrichtungen, Organisationen oder Vereinigungen ohne Gewinn­
erzielungsabsicht, die im Bereich des Schutzes der Rechte und Frei­
heiten von betroffenen Personen in Bezug auf den Schutz ihrer per­
sonenbezogenen Daten tätig sind, wie in Artikel 80 der Verord­
nung (EU) 2016/679 beschrieben. 

Artikel 22 

Zwingender Charakter 

(1) Vertragsklauseln, die die Anwendung nationaler Maßnahmen zur 
Umsetzung dieser Richtlinie zum Nachteil des Verbrauchers ausschlie­
ßen, davon abweichen oder deren Wirkungen abändern, bevor der Ver­
braucher dem Unternehmer die nicht erfolgte Bereitstellung oder die 
Vertragswidrigkeit zur Kenntnis gebracht hat oder bevor der Unterneh­
mer dem Verbraucher die Änderung der digitalen Inhalte oder digitalen 
Dienstleistungen gemäß Artikel 19 zur Kenntnis gebracht hat, sind für 
den Verbraucher nicht bindend, es sei denn, diese Richtlinie bestimmt 
etwas anderes. 

(2) Diese Richtlinie hindert den Unternehmer nicht daran, dem Ver­
braucher Vertragsbedingungen anzubieten, die über den in dieser Richt­
linie vorgesehenen Schutz hinausgehen. 

Artikel 23 

Änderungen der Verordnung (EU) 2017/2394 und der Richtlinie 
2009/22/EG 

(1) Im Anhang der Verordnung (EU) 2017/2394 wird folgende Num­
mer eingefügt: 

„28. Richtlinie (EU) 2019/770 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 20. Mai 2019 über bestimmte vertragsrechtliche 
Aspekte der Bereitstellung digitaler Inhalte und digitaler 
Dienstleistungen (ABl. L 136 vom 22.5.2019, S. 1)“. 

▼B
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(2) In Anhang I der Richtlinie 2009/22/EG wird folgende Nummer 
eingefügt: 

„17. Richtlinie (EU) 2019/770 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 20. Mai 2019 über bestimmte vertragsrechtliche 
Aspekte der Bereitstellung digitaler Inhalte und digitaler 
Dienstleistungen (ABl. L 136 vom 22.5.2019, S. 1)“. 

Artikel 24 

Umsetzung 

(1) Bis zum 1. Juli 2021 erlassen und veröffentlichen die Mitglied­
staaten die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um die­
ser Richtlinie nachzukommen. Sie setzen die Kommission umgehend 
davon in Kenntnis. 

Sie wenden diese Vorschriften ab dem 1. Januar 2022 an. 

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vor­
schriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffent­
lichung auf die vorliegende Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln 
die Einzelheiten dieser Bezugnahme. 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der nationalen 
Vorschriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet 
erlassen. 

(2) Die Bestimmungen dieser Richtlinie gelten für die Bereitstellung 
digitaler Inhalte oder digitaler Dienstleistungen, die ab dem 1. Januar 
erfolgt mit Ausnahme der Artikel 19 und 20 dieser Richtlinie, die nur 
auf Verträge Anwendung finden, die ab diesem Tag geschlossen 
werden. 

Artikel 25 

Überprüfung 

Die Kommission überprüft die Anwendung dieser Richtlinie spätestens 
am 12. Juni 2024 und legt dem Europäischen Parlament, dem Rat und 
dem Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss einen Bericht vor. 
In dem Bericht ist unter anderem zu prüfen, ob es einer Harmonisierung 
der Vorschriften für Verträge über die Bereitstellung digitaler Inhalte 
oder digitaler Dienstleistungen, die nicht von dieser Richtlinie erfasst 
sind, bedarf, einschließlich Verträge über die Bereitstellung gegen Er­
bringung einer Gegenleistung in Form von Werbung. 

Artikel 26 

Inkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung 
im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 27 

Adressaten 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

▼B
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